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Private Einkommensteuer

BFH: Keine Anwendung des Halbabzugsverbots bei dem
Anrechnungsverfahren unterliegenden Einnahmen

Der BFH hat jetzt die unten dargestellte Auffassung des Niedersächsischen FG bestätigt,
wonach Auflösungsverluste nur dann dem Halbabzugsverbot unterliegen, wenn der
Steuerpflichtige durch seine Beteiligung Einnahmen erzielt hat, die dem
Halbeinkünfteverfahren unterlagen. Der Aufwand ist in vollem Umfang anzusetzen, wenn
der Steuerpflichtige durch seine Beteiligung an der GmbH lediglich solche Einnahmen erzielt
hat, für die noch das Anrechnungsverfahren galt. 

BFH, Urteil vom 06.04.2011, IX R 28/10, BStBl II 2011, S. 814 

Entscheidung Niedersächsisches FG

Sachverhalt
Der Steuerpflichtige war mit einer Stammeinlage von 13.500 Euro zu 50 % an einer GmbH
beteiligt und zugleich deren Geschäftsführer. Eine Gewinnausschüttung erhielt der Kläger
lediglich im Jahre 2001 für das Geschäftsjahr 2000. Im Jahre 2005 wurde ein Antrag auf
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der GmbH gestellt, welcher im Jahre
2006 vom zuständigen Amtsgericht mangels Masse abgewiesen wurde. Daraufhin wurde
die Auflösung der Gesellschaft im Handelsregister eingetragen. Der Kläger machte als
Auflösungsverlust im Sinne des § 17 EStG in voller Höhe von 13.500 Euro geltend. Das
Finanzamt erkannte jedoch nur einen Auflösungsverlust in häftiger Höhe von 6.750 Euro an.
Der Steuerpflichtige erhob gegen den Bescheid zunächst erfolglos Einspruch und sodann
Klage.

Entscheidung
Das Niedersächsische FG gab der Klage im Hinblick auf die volle Berücksichtigung des
Auflösungsverlustes statt. Es stellt in seiner Begründung maßgeblich auf die bisherige
Rechtsprechung des BFH zur Anwendung des Halbabzugsverbots gemäß § 3c Abs. 2 EStG
auf Verluste aus der Beteiligung an Kapitalgesellschaften (§ 17 EStG) ab. Demnach unterliegt
der Auflösungs- bzw. Veräußerungsverlust des wesentlich beteiligten Gesellschafters nur
dann dem Halbabzugsverbot nach § 3c Abs. 2 EStG, wenn der Gesellschafter bisher
Einkünfte aus der Beteiligung erzielt hat, die dem Halbeinkünfteverfahren unterlegen
haben. Das Niedersächsische FG schließt aus dem Sinn und Zweck der Vorschrift, dass
Einkünfte aus der Beteiligung bereits dem Halbeinkünfteverfahren unterlegen haben
müssen, um zur Anwendung des Halbabzugsverbots auf einen späteren Auflösungs- bzw.
Veräußerungsverlust führen zu können. Das Niedersächsische FG stellt sich mit seiner
Entscheidung gegen ein Urteil des FG Rheinland-Pfalz, welches in einem vergleichbaren
Sachverhalt einen Veräußerungsverlust nur zu Hälfte zum Abzug zugelassen hat.

Betroffene Norm
§ 3c Abs. 2 EStG, § 17 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 und Abs. 4 S. 1 EStG

Vorinstanz
Niedersächsisches FG, Urteil vom 18.05.2010, 2 K 61/09, EFG 2010, S. 1588

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 25.06.2009, IX R 42/08. 
BFH, Urteil vom 14.07.2009, IX R 8/09. 
BFH, Beschluss vom 18.03.2010, IX B 227/09. 
Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 12.11.2009, 6 K 2084/07, rechtskräftig, EFG 2010,
S. 318

Weitere Beiträge
BFH: Halbabzugsverbot bei Auflösungsverlust

FG Düsseldorf: Das Halbeinkünfteverfahren ist auf Veräußerungsverluste anzuwenden  

http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=af9c0553b202c01da4f1f6d514495efa&nr=24321&pos=0&anz=1
http://www.finanzgericht.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=13532&_psmand=53
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=3d6738558a875da1c5ab332e7ad02360&nr=19729&pos=0&anz=1
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=d353e7e7295b9b9139d5273d1c570b07&nr=20597&pos=0&anz=1
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=9c1e1067fa31ceb0d7f68c6325689d6c&nr=21072&pos=0&anz=1
http://www.justiz.rlp.de/icc/justiz/nav/704/7047a060-9880-11d4-a735-0050045687ab&class=net.icteam.cms.utils.search.AttributeManager&class_uBasAttrDef=a001aaaa-aaaa-aaaa-eeee-000000000054.htm
http://deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bfh-halbabzugsverbot-bei-aufloesungsverlust.html
http://deloitte-tax-news.de/steuern/private-einkommensteuer/fg-duesseldorf-das-halbeinkuenfteverfahren-ist-auf-veraeusserungsverluste-anzuwenden.html
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